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Beantragt ein Bürger, anstatt entsprechend den Verwal­
tungsrechtsvorschriften gegen die Verwaltungsentscheidung 
zunächst Beschwerde beim zuständigen übergeordneten Ver­
waltungsorgan einzulegen, sofort die gerichtliche Nachprü­
fung der Verwaltungsentscheidung, so sind zwei Fälle zu un­
terscheiden :

a) Ist die Beschwerdefrist noch nicht abgelaufen, hat das 
Gericht den Antrag an den Bürger mit dem Hinweis "zurück­
zusenden,. den vorgesehenen Beschwerdeweg einzuhalten.

b) Ist die Beschwerdefrist bereits abgelaüfen, hat das Ge­
richt zu prüfen, ob das Verwaltungsorgan seiner Pflicht nach­
gekommen ist, den Bürger über das im Verwaltungsweg vor­
gesehene Rechtsmittel zu belehren. Wird festgestellt, daß 
diese Belehrung unterblieb, ist der Antrag an das zuständige 
Verwaltungsorgan zur Überprüfung im Rechtsmittelweg ab­
zugeben.14 Wurde der Bürger dagegen ordnungsgemäß be­
lehrt, ist der Antrag auf gerichtliche Überprüfung als unzu­
lässig abzuweisen, da die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 
fehlen.

' Bei der Prüfung der Schlüssigkeit des Antrags sind die 
Regelungen des § 28 ZPO zu beachten. Werden Mängel im 
Antrag oder in seiner Begründung festgestellt, ist dem Bür­
ger gemäß § 28 Abs. 2 ZPO die Rechtslage zu erläutern und 
ihm unter Fristsetzung Gelegenheit zu geben, seinen Antrag 
zu ergänzen, zu ändern oder auch zurückzunehmen. Zu die­
sem Zweck kann der Vorsitzende der Kammer mit dem Bür­
ger eine Aussprache führen. Können die festgestellten Mängel 
nicht behoben werden, ist der Antrag abzuweisen.

Die Abweisung des Antrags als offensichtlich unbegründet 
gemäß § 28 Abs. 3 ZPO oder als unzulässig gemäß § 31 Abs. 2 
ZPO erfolgt jeweils durch Beschluß, gegen den kein Rechts­
mittel zulässig ist. Er ist dem Bürger zuzustellen und dem 
Verwaltungsorgan'zur Kenntnis zu übersenden.

Vorbereitende Maßnahmen
Die mündliche Verhandlung ist vom Vorsitzenden der Kam­
mer nach §§ 32, 33 ZPO entsprechend den Erfordernissen des 
Einzelfalls so yorzubereiten, daß über den Antrag möglichst 
ln einem Termin entschieden werden kann. Vorbereitende 
Maßnahmen sind die Bestimmung des Verhandlungstermins, 
die Ladung des Antragstellers sowie die Zustellung des An­
trags an das Verwaltungsorgan, dessen Entscheidung ange- 
fochten wird, mit gleichzeitiger Mitteilung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung (§ 8 Abs. 2).

Wenn erforderlich, kann der Vorsitzende vom Verwal­
tungsorgan sowie von anderen staatlichen Organen, Kombi­
naten, .Betriebeh, Genossenschaften, Einrichtungen und ge­
sellschaftlichen Organisationen fordern, zum Antrag Stellung 
zu nehmen, Auskünfte zu erteilen bzw. Urkunden vorzulegen. 
Das Gericht kann auch die Teilnahme eines Vertreters des 
Verwaltungsorgans anordnen.

Die Notwendigkeit der persönlichen Teilnahme des An­
tragstellers an der mündlichen Verhandlung ergibt sich aus 
der Art des Verfahrens. Sie ist zur Aufklärung des Sachver­
halts erforderlich und deshalb vom Vorsitzenden entspre­
chend § 32 Abs. 4 Satz 2 ZPO anzuordnen.

Ob der Antrag des Bürgers demjenigen Verwaltungsorgan 
zuzustellen ist, das die erste Entscheidung getroffen hat, oder 
demjenigen, das über die Beschwerde entschieden hat, hängt 
davon ab, auf welcher Ebene über die Sache entschieden - 
würde.15 16

Wird die Teilnahme eines Vertreters des Verwaltungsor­
gans für erforderlich gehalten und deshalb vom Gericht an­
geordnet (§ 8 Abs. 2 letzter Satz)* 1®; obliegt es der Entscheidung 
des Organs, welcher Leiter oder Mitarbeiter mit der Teil­
nahme am Termin beauftragt wird. Das sollte möglichst der­
jenige sein, der sachkundig über alle Umstände Auskunft ge­
ben kann, die zur Entscheidung führten. * •

Das Gericht kann den Antragsteller auffordern, den Sach­
verhalt zu ergänzen bzw. Beweismittel zu benennen, einzu­
reichen oder im Termin vorzulegen, wie z. B. den Schrift­
wechsel, der bisher in dieser Angelegenheit zwischen ihm 
und dem Verwaltungsorgan geführt worden ist.

Durchführung der gerichtlichen Verhandlung

Verhandlungen zur Nachprüfung von Verwältungsentschei- 
dungen sind öffentlich (§ 43 Abs. 1 ZPO). Nur wenn die in 
§44 Abs. 1 ZPO genannten Gründe vorliegen, ist ein Aus­
schluß der Öffentlichkeit gerechtfertigt.

In der mündlichen Verhandlung erörtert das Gericht den 
Sachverhalt. Zweckmäßigerweise wird es zunächst den An-
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tragsteller auffordern, sich in Ergänzung seiner schriftlichen 
Antragsbegründung zu äußern und zielgerichtete Fragen des 
Gerichts dazu zu beantworten. Wurde das Verwaltungsorgan 
gemäß § 8 Abs. 2 aufgefordert, zum Antrag des Bürgers Stel­
lung zu nehmen, ist diese Stellungnahme in die Erörterungen 
einzubeziehen.

Unter Umständen kann bereits in dieser Phase der Ver­
handlung das Verfahren abgeschlossen werden, weil der 
Sachverhalt aufgeklärt ist und weitere Feststellungen bzw.

- Beweiserhebungen nicht mehr erforderlich sind. Zeigt sich, 
daß es weiterer Feststellungen bedarf, wird das Gericht die 
Beweiserhebung anordnen, die entsprechend § 52 ff. ZPO. 
durchzuführen ist.

Die von anderen Organen, Einrichtungen und Betrieben 
angeforderten Auskünfte werden zum Gegenstand der Ver­
handlung gemacht. Wurde die Teilnahme, eines Vertreters 
des Verwaltungsorgans angeordnet, kann dieser als (sach­
verständiger) Zeuge vernommen werden. Es ist auch möglich, 
daß der Antragsteller als Prozeßpartei vernommen wird (§ 62 
ZPO) und Beweisgegenstände (z. B. Urkunden, Aufzeichnun­
gen) einbezogen werden.

Auch bei der Beweiserhebung ist immer darauf zu ach­
ten, daß das Gericht den Umfang seiner Nachprüfungspflicht 
(§ 9) nicht überschreitet und sich auf Feststellungen be­
schränkt, die zur Prüfung der Rechtmäßigkeit und Gesetz­
lichkeit der Verwaltungsentscheidung notwendig sind. Nur 
in den Fällen, in denen ausnahmsweise gemäß § 10 Abs. 2 das 
Gericht in der Sache selbst anderweitig entscheiden kann, hat 
es den Sachverhalt in dem dafür erforderlichen Umfang auf- 
zuklären. .

Über die Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen, in 
dem Jer Gang der Verhandlung und ihr wesentlicher Inhalt 
wiederzugeben sind. In das Protokoll sind der Antrag des 
Bürgers und die dazu abgegebenen Erklärungen des Vertre­
ters des Verwaltungsorgans, sowie die des ggf. mitwirkenden 
Staatsanwalts aufzunehmen. Wird der Antrag zurückgenom­
men, ist dies ebenfalls im Protokoll festzühalten. Nur in die­
sem Fall ist das Protokoll dem Antragsteller und dem Ver­
waltungsorgan von Amts wegen zu übersenden.

Die Protokollierung einer Einigung zur Beendigung des 
Verfahrens ist im Nachprüfungsverfahren nicht möglich, da 
nur der antragstellende Bürger Prozeßpartei im Verfahren 
ist.

Entscheidung des Gerichts

Die Entscheidung des Gerichts ergeht gemäß § 10 Abs. 1 durch 
unanfechtbaren Beschluß. Grundlage der Entscheidung sind 
die vom Gericht im Ergebnis der mündlichen Verhandlung 
getroffenen Feststellungen. Das Gericht kann folgende Ent- 
Scheidungen treffen:

1. Die angefochtene.Verwaltungsentscheidung wird aufge­
hoben und die Sache zur erneuten Entscheidung an dasjenige 
Verwaltungsorgan zurückverwiesen, das die erste Entschei­
dung getroffen hat (§ 10 Abs. 1 Ziff. 2).

Diese Entscheidung hat das Gericht dann zu treffen, wenn 
die Verwaltungsentscheidung gegen die für sie maßgeblichen 
Bestimmungen des materiellen Rechts oder des Verfahrens­
rechts verstößt. ,

Bei der Zurückverweisung kann das Gericht das Verwal­
tungsorgan verpflichten, den Sachverhalt umfassend aufzu­
klären. Das ist dann erforderlich, wenn sich im Ergebnis der 
mündlichen Verhandlung herausstellt, daß wesentliche Um­
stände, die für die Entscheidung von Bedeutung sind, im bis­
herigen Verfahren vor dem Verwaltungsorgan nicht berück­
sichtigt worden sind.

Das Gericht kann das Verwaltungsorgan ferner verpflich­
ten, eine der Gesetzlichkeit entsprechende Entscheidung zu 
treffen. Diese Verpflichtung ist dann auszusprechen, wenn die 
Verwaltungsentscheidung das materielle Recht verletzt oder, 
das Verwaltungsverfahren nicht entsprechend den dafür gel­
tenden Rechtsvorschriften durchgeführt wurde.

14 Es liegt ln diesem Fall in der Verantwortung des Verwaltungs­
organs, den Bürger von den nachteiligen Folgen einer verspäteten 
Rechtsmitteleinlegung zu befreien.

15 Wurde der Beschwerde des Bürgers niejjt abgeholfen, ist der 
Nachprüfungsantrag demjenigen Verwaltungsorgan zuzustellen, 
das die erste Entscheidung getroffen hat. Hat das übergeordnete 
Verwaltungsorgan die Entscheidung inhaltlich abgeändert, ist die­
ses Adressat der Zustellung.

16 Mit der Anordnung der Teilnahme eines Vertreters des Verwal­
tungsorgans ist zugleich darauf hinzuweisen, daß dieser in der 
Verhandlung eine Aussagegenehmigung vorzulegen hat.


